
unter. Gesetzliche Bestimmungen ständen dieser 
Schlußfolgerung nicht entgegen.

Diese Entscheidungen sind rechtlich verfehlt. Dem 
Urteil des Oberlandesgerichts in Gera vom 4. Juni 1945 
ist zwar insoweit zuzustimmen, als es die gesetzliche 
Grundlage für die Entscheidung, der Rechtsfrage in der 
Gesetzgebung über die Enteignung der durch den Be­
fehl Nr. 124 der SMAD betroffenen Betriebe und die 
Überführung ihres Vermögens in das Eigentum des 
Volkes zu finden sucht. Dabei hätte allerdings das Ur­
teil die Verordnung des Landes Thüringen über die 
„landeseigenen“ Betriebe vom 18. Oktober 1946 (GS 
1947 S. 13) am besten ganz bei Seite gelassen. Denn der 
damalige Gesetzgeber hatte ersichtlich das Wesen des 
Volkseigentums als einer aus den grundlegend ver­
änderten Produktionsverhältnissen erwachsenen recht­
lichen Neuschöpfung noch nicht in seiner vollen Be­
deutung erkannt. Das erhellt schon daraus, daß man 
dasi Vermögen einesijeden „landeseigenen“ Betriebe« noch 
als ein „selbständiges Sondervermögen des Bundes­
landes Thüringen“ (§ 8 a. a. O.) und die einzelnen Be­
triebe als „juristische Personen des Privatrechts eigener 
Art“ behandelte (§ 5 Abs. 1 a. a. O.), eine Entwick­
lung, die dann durch die für die ganze damalige 
Sowjetzone ergangene Gesetzgebung des Jahres 1948 
weit überholt wurde.

Insoweit sich nun aber das Oberlandesgericht Gera 
mit dieser neuen Gesetzgebung auseinandersetzt, ge­
schieht es in einer durchaus gekünstelten und nur 
scheinwissenschaftlichen Weise, indem es nämlich zu­
nächst aus dem überkommenen Rechte den Begriff der 
„Gesellschaftssphäre“ entlehnt, aus ihm das Erlöschen 
der persönlichen Haftung der Gesellschafter herzuleiten 
sucht und dann erst prüft, ob etwa die neue Gesetz­
gebung Bestimmungen enthalte, die mit der Schluß­
folgerung des Gerichts in Widerspruch stünden, was 
man verneinen zu müssen glaubt.

Umgekehrt wäre es notwendig gewesen, die nach 
dem 8. Mai 1945 erlassene, die Enteignung der seque­
strierten Betriebe und ihre Überführung in Volks­
eigentum regelnde Gesetzgebung daraufhin zu unter­
suchen, ob sie nicht auch Bestimmungen enthalte, aus 
denen zu entnehmen ist, wie diese neuen Gesetze die 
Forthaftung der früheren Betriebseigentümer, sei es 
als Einzelperson, sei es als Gesellschafter für ihre per­
sönlichen Verbindlichkeiten, geregelt zu sehen wünschen.

Stellt man diese Untersuchung an, so läßt sich die 
Rechtsfrage nur im Sinne eines Fortbestandes der per­
sönlichen Haftung der Gesellschafter einer durch 
Staatshoheitsakt enteigneten OHG beantworten, wie 
folgende Erwägungen ergeben:

Der gewerbliche Betrieb der OHG Albert F. ist auf 
Grund des Sächsischen Gesetzes betreffend die Über­
gabe von Betrieben von Kriegs- und Naziverbrechern 
in das Eigentum des Volkes vom 30. Juni 1946 ent­
eignet und in das Eigentum des Volkes überführt 
worden. Dieser Eigentumsübergang umfaßte nach 
ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift a l l e  Ver­
mögensgegenstände, die zum Betriebsvermögen des 
enteigneten Betriebes gehörten (§ 2 der Verordnung zur 
Durchführung des vorgenannten Gesetzes vom 18. Juli 
1946). Damit stand diese Gesetzesvorschrift bereits in­
haltlich in Übereinstimmung mit der später für das 
Gesamtgebiet der damaligen sowjetischen Besatzungs­
zone erfolgten gesetzlichen Regelung, nämlich mit der 
Ziffer 2 der 1. Verordnung zur Ausführung des SMAD- 
Befehls Nr. 64 vom 28. April 1948 (ZVOB1. S. 141). 
wonach sich die Enteignung der nach diesem Befehl 
sequestrierten Betriebe nicht nur auf das bilanzierte 
Vermögen erstredet, sondern überhaupt auf das den be­
trieblichen Zwecken dienende Vermögen einschließlich 
aller Rechte und Beteiligungen. Es braucht nun aber 
nicht allgemein untersucht zu werden, ob eine OHG 
etwa noch fortbestehen kann, wenn sie auf irgend eine 
Weise vermögenslos geworden ist; es genügt vielmehr, 
festzustellen, daß eine OHG unter Ausschluß der Liqui­
dation dann jedenfalls zum sofortigen Erlöschen ge­
bracht wird, wenn ihr Betrieb auf Grund der vor­
stehend erwähnten Gesetze enteignet und ihr Ver­
mögen in Volkseigentum überführt wird. Diese 
Schlußfolgerung ergibt sich zwingend aus Ziffer 5 der 
obengenannten 1. Verordnung zur Ausführung des 
Befehls Nr,. 64 der SMAD. Dort wird nämlich bestimmt, 
daß die zuständigen Grundbuchämter auf Ersuchen der 
Landesregierungen den bisherigen Eigentümer innerhalb

von 5 Tagen zu löschen und daß die zuständigen Amts­
gerichte auf Veranlassung der Landesregierungen auch 
die Löschung der bisher eingetragenen Unternehmen 
im Handelsregister innerhalb der gleichen Zeit vor­
zunehmen haben. Diese Löschungen können gar nichts 
anderes bedeuten als die Feststellung, daß, sofern es 
sich um eine OHG handelt, diese bereits zu bestehen 
aufgehört hat, also nicht mehr existiert.

Das Erlöschen der OHG hat nun aber nicht, wie das 
Urteil des Oberlandesgerichts in Gera und mit ihm 
das mit der Kassation angegriffene oberlandesgericht­
liche Urteil rechtsirrtümlich annehmen, zur Folge, daß 
die Haftung der früheren Gesellschafter fortfällt; denn 
in der Tat ergeben der Befehl der SMAD Nr. 64 vom 
17. April 1948 und die hierzu erlassenen Ausführungs­
verordnungen das Gegenteil.

In der 1. Ausführungsverordnung zum Befehl Nr. 64 
der SMAD (Richtlinie Nr. 1) vom 28. April 1948 wird 
in Ziffer 3 bestimmt, daß Verbindlichkeiten, die vor 
dem 8. Mai 1945 entstanden sind, von den Rechtsträgern 
volkseigener Betriebe nicht übernommen werden, daß 
aber nach dem 8. Mai 1945 entstandene Verbindlich­
keiten unter gewissen Voraussetzungen von diesen 
Rechtsträgern zu übernehmen sind. Eine Unterschei­
dung, ob es sich dabei um Verbindlichkeiten einer 
Einzelperson oder um eine gesamtschuldnerische Haf­
tung mehrerer Gesellschafter handelt.. macht das Ge­
setz nicht, will also ersichtlich beide Fälle gleichmäßig 
behandelt wissen. Schon der Wortlaut dieser Bestim­
mung ergibt, daß von einem Erlöschen der Verbindlich­
keiten der enteigneten und aufgelösten Gesellschaften 
keine Rede sein kann, daß sie im Gegenteil bestehen 
bleiben sollten; denn nur bestehen gebliebene Verbind­
lichkeiten können von einem Dritten übernommen oder 
auch nicht übernommen werden. Bei erloschenen Ver­
bindlichkeiten könnte weder die eine noch die andere 
Alternative in Betracht gezogen werden. Daß die Ver­
bindlichkeiten nicht erlöschen, ergibt sich aber weiter 
auch aus § 4 der Richtlinie Nr. 3 vom 21. September 
1948 (ZVOB1. S. 449/450). Dort heißt es; „Rechte Dritter 
mit Ausnahme von dinglichen Rechten werden durch 
die Enteignung nicht berührt.“ Diese Richtlinie Nr. 3 
bezieht sich allerdings ausdrücklich nur auf die Ent­
eignung des sogenannten „sonstigen Vermögens“. Was 
darunter zu verstehen ist, ist im § 1 gesagt, nämlich:

1. das Vermögen, das durch besonderen Enteignungs­
beschluß erfaßt und in den Eigentumslisten über 
„sonstiges Vermögen“ zusammengefaßt wurde, und

2. das Privatvermögen der Inhaber oder Gesellschafter 
von gesellschaftlichen Unternehmungen, soweit es 
durch den gegen das Betriebsvermögen gerichteten 
Enteignungsbeschluß mit erfaßt wird.

Wird also außer dem Betriebsvermögen einer OHG 
auch das Privatvermögen der Gesellschafter enteignet, 
so hat dies auf die Rechte Dritter keinen Einfluß, diese 
Rechte bleiben vielmehr bestehen, soweit sich ihr Weg­
fall wie bei den dinglichen Rechten nicht aus dem 
Wesen des Volkseigentums rechtsnotwendig ergibt. Der 
erkennende Senat hat nun bereits in seinem Urteil 
vom 12. Juli 1950 in der Kassationssache 1 Zz 11/50 (NJ 
1950 S. 405) in anderem, aber doch die Übertragung auf 
den vorliegenden Fall unbedenklich zulassenden Zu­
sammenhänge ausgeführt, daß unter den „Rechten 
Dritter“ im Sinne dieser gesetzlichen Bestimmungen 
gerade auch die persönlichen Forderungen an den oder 
die Betriebseigentümer oder Unternehmer zu verstehen 
sind. Wenn also z. B. ein Grundstück eines Gesell­
schafters, das mit einer Hypothek belastet ist, als „son­
stiges Vermögen“ enteignet wird, so erlischt zwar die 
Hypothek als dingliches Recht, die mit ihr verbun­
dene persönliche Forderung aber bleibt bestehen. Diese 
Grundsätze haben, wie sich aus dem inhaltlichen Zu­
sammenhang der beiden Richtlinien 1 und 3 ergibt, 
auch bei der durch Hoheitsakt verfügten Enteignung 
des Betriebes einer OHG zu gelten. Wird also ein ge­
werblicher Betrieb oder ein gewerbliches Unternehmen 
enteignet und sein Vermögen in Volkseigentum über­
führt, so erlöschen die gegen den oder die früheren 
Inhaber begründeten persönlichen Forderungen Dritter 
nicht, und zwar gleichgültig, auf welchem Schuldgrunde 
sie beruhen mögen. Das ergibt sich klar aus den er­
wähnten Bestimmungen unserer neueren Gesetzgebung.

Nur von diesen Gesichtspunkten ausgehend, kann man 
auch zur Anwendung des § 128 HGB auf den vor­
liegenden Fall Stellung nehmen. Der § 128 hatte — das
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